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Vorblatt 


Verbesserung des Bundeskindergeldgesetzes 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Frau Stommel, 
Dr. Götz, Frau Schroeder [Detmold], Burger, Baier, 
Köster, Vogt, Winkelheide und der Fraktion der 

CDU/CSU) 


A. Problem 

Eine Anhebung der Kindergeldsätze für das vierte und die 
weiteren Kinder ist dringend erforderlich, nachdem weder 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundeskindergeldgesetzes vom 16. Dezember 1970 noch durch 
das Dritte Änderungsgesetz vom 13. Dezember 1971 eine An- 
passung der Sätze an die wirtschaftliche Entwicklung erfolgt 
ist. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht ab 1. Mai 1972 die Anhebung der 
Kindergeldsätze ab viertem Kind um je 10 DM vor. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der jährliche Fin^nzbedarf für die vorgeschlagene Maßnahme 
beläuft sich auf 150 Millionen DM. Die Kosten für 1972 belau- 
fen sich auf 100 Millionen DM. Die Finanzierung ist sicher- 
gestellt, weil die Ansätze für das Kindergeldgesetz unter Zu- 
grundelegung der Leistungen nach dem geltenden Recht in der 
mittelfristigen Finanzplanung nicht voll ausgeschöpft werden, 
da insbesondere die Geburtenzahlen erneut stark gesunken 
sind. 
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Antrag 

der Abgeordneten Frau Stommel, Dr. Götz, Frau Schroeder 
(Detmold), Burger, Baier, Köster, Vogt, Winkelheide und der 

Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Bundeskinder- 
geldgesetzes vom 13. Dezember 1971 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1969), wird wie folgt geändert: 

§10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Kindergeld beträgt für das zweite Kind 
25 Deutsche Mark, für das dritte Kind 60 Deutsche 


Mark, für das vierte Kind 70 Deutsche Mark, für das 
fünfte und jedes weitere Kind je 80 Deutsche Mark 
monatlich." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im band Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1972 
in Kraft. 


Bonn, den 15. März 1972 


Frau Stommel 
Dr. Götz 

Frau Schroeder (Detmold) 
Burger 
Baier 
Köster 
Vogt 

Winkelheide 

Dr. Barzeh Stückten und Fraktion 
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Begründung 


Die CDU/CSU-Fraktion hält trotz Ablehnung ihrer 
bisherigen von der Regierungsmehrheit abgelehnten 
Gesetzesinitiativen (zuletzt unter Drucksache ^1/2267 
vom 8. Juni 1971) die Anhebung der Kindergeld- 
sätze für das vierte Kind sowie für das fünfte und 
die weiteren Kinder ab 1. Mai 1972 für unerläßlich, 
um sicherzustellen, daß die Leistungen für kinder- 
reiche Familien im Rahmen der Ansätze des Finanz- 
plans des Bundes 1971 bis 1975 an die wirtschaft- 
liche Entwicklung angepaßt werden. Grundsätzlich 
ist die CDU/CSU-Fraktion der Auffassung, daß die 
Leistungen im Familienlastenausgleich für kinder- 
reiche Familien bereits vor der im Rahmen der 
Steuerreform in Aussicht genommenen Neuordnung 
verbessert werden müssen, da die Lebenshaltungs- 
kosten kinderreicher Familien besonders stark ge- 
stiegen sind und angesichts der Nichtanpassung der 
Ausgleichsleistungen der Lebensstandard dieser Fa- 
milien abgesunken ist und sich auch künftig weiter 
verschlechtern wird. Ein immer größerer Teil der 
kinderreichen Familien sinkt trotz Vollerwerbs des 
Ernährers der Familie unter das sozialkulturelle Exi- 
stenzminimum ab, das bereits durch die Sozialhilfe 
garantiert wird. Die Fraktion ist der Ansicht, daß 
eine bescheidene Erhöhung der Kindergeldsätze für 
das vierte und jedes weitere Kind einer den An- 
sprüchen der Familien gerecht werdenden Gesamt- 
reform des Familienlastenausgleichs nicht entgegen- 
steht. 

Finanzielle Auswirkungen 

Der Finanzbedarf von jährlich rd. 150 Millionen DM 
für eine Aufbesserung der Kindergeldsätze ab vier- 
tem Kind um je 10 DM ab 1. Mai 1972 ist im Rahmen 
des Haushaltsansatzes von 3,29 Mrd. DM für das 


Haushaltsjahr 1972 und im Rahmen der Ansätze der 
mehrjährigen Finanzplanung bis 1975 gedeckt, nach- 
dem von dem Haushaltsansatz von 3,29 Mrd. DM 
für 1971 tatsächlich rd. 72 Millionen DM nicht ver- 
ausgabt worden sind, obwohl in den Ausgaben für 
das Kindergeldgesetz im Jahre 1971 erhebliche 
Nachzahlungen für Ansprüche aus dem Jahre 1970 
(Erhöhung der Einkommensgrenze, Erhöhung des 
dritten Kindergeldes) enthalten sind. Die gegenüber 
den Vorausschätzungen zu erwartenden niedrigeren 
Ausgaben sind vor allem auf weitere Geburtenrück- 
gänge zurückzuführen; die Geburtenzahlen des Jah- 
res 1971 belaufen sich auf rd. 776 500 gegenüber rd. 
810 800 in 1970 und sind im Trend weiter rückläufig 
(Januar 1972 59 750 gegenüber 65 242 Januar 1971). 
Die Ansätze für das Kindergeldgesetz belaufen sich 
nach mehrmaligen Kürzungen auf 

3,29 Mrd. DM 1972 

3,35 Mrd. DM 1973 

3,40 Mrd. DM 1974 

3,40 Mrd. DM 1975. 

In Anbetracht der steigenden Ansätze ist die Finan- 
zierung des Gesetzentwurfs der CDU/CSU-Fraktion 
auch, dann nicht gefährdet, wenn der Gesamtaufwand 
durch Verlängerung der Ausbildungszeiten und 
durch zunehmende Zahlungsverpflichtungen für Kin- 
der ausländischer Arbeitnehmer im Laufe der näch- 
sten Jahre ansteigen sollte, zumal Entlastungen da- 
durch eintreten, daß die Geburtenzahlen auch künf- 
tig weiter stark zurückgehen werden, wie auch sei- 
tens der Bundesregierung angenommen wird, nach- 
dem sie im Sozialbericht 1971 mit einem Rückgang 
der Geburtenzahlen auf 730 000 bis 1975 rechnet. 
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